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Öffentliche Bekanntmachungen

Offenlegung des Entwurfes der 
5. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 155: Gremmendorf -
Gewerbegebiet Höltenweg
Gemäß dem Baugesetzbuch wurde für
den oben bezeichneten Teil des Stadt-
gebietes Münster der Entwurf der 5. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 155
nebst Begründung als vereinfachtes
Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch
aufgestellt.

Die Abgrenzung des Bebauungsplanes
Nr. 155 ist aus dem abgedruckten Über-
sichtsplan Nr. 1 zu ersehen.

Gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch wird hier-
mit bekanntgegeben:

Der Entwurf 5. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 155 liegt vom 29. 5. bis
29. 6. 2007 zur Einsichtnahme öffentlich
aus. Die Offenlegung erfolgt während der
Dienststunden bei der Stadtverwaltung
Münster, im Kundenzentrum Planen -
Bauen - Umwelt im Erdgeschoss des
Stadthauses 3, Albersloher Weg 33. 

Während dieser Auslegungsfrist können
zum Plan schriftlich Stellungnahmen vor-
gebracht oder beim Stadtplanungsamt
zur Niederschrift erklärt werden. Nicht
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen
können bei der Beschlussfassung über
die Bebauungsplanänderung unberück-
sichtigt bleiben.

Offengelegt werden im vereinfachten
Verfahren die Entwürfe des Planes und
der Begründung zur Bebauungsplan-
änderung.

Neben der Offenlegung im Kundenzen-
trum des Stadthauses 3 kann der Ent-
wurf der Änderung des Bebauungsplanes
(nur Plan und Begründungsentwurf) auch
im Internet unter www.muenster.de/
stadt/stadtplanung eingesehen werden.

Es wird auf den § 47 (2) Verwaltungs-
gerichtsordnung hingewiesen. Hiernach
ist in einem späteren Normenkontroll-
verfahren der Antrag einer Person zu
einem Bebauungsplan unzulässig, wenn

• Haushaltssatzung der Stadt Müns-
ter für das Haushaltsjahr 2007

• Satzung zur Änderung der Ver-
waltungsgebührensatzung der
Stadt Münster

• Satzung zur Änderung der Satzung
für das Jugendamt der Stadt
Münster vom 14. 5. 2007

• Satzung zur Aufhebung der Sat-
zung der Stadt Münster über die
Erhebung von Gebühren für Amts-
handlungen nach dem Fleisch- und
Geflügelfleischhygienegesetz vom
14. 5. 2007

• Planfeststellung für den Ausbau
der B 51, 3. Bauabschnitt und für
den Ausbau der L 793 (Wolbecker
Straße) und für den Neubau der B
481 n, Deckblatt I zur Planfeststel-
lung für den Ausbau der B 51, 3.
Bauabschnitt, von Bau-km 5+100
(Lütkenbecker Weg) bis Bau-km
7+300 (Warendorfer Straße) und für
den Ausbau der L 793 (Wolbecker
Straße) von Bau-km 0+000 bis Bau-
km 0+552 zwischen Verfürthweg
und Laerer Landweg und für den
Neubau der B 481 n von km 7+700
(Ende 3. Bauabschnitt der B 51,
Warendorfer Straße) bis Bau-km
8+420

 



die den Antrag stellende Person nur Ein-
wendungen geltend macht, die sie im
Rahmen der öffentlichen Auslegung nicht
oder verspätet gelten gemacht hat, aber
hätte geltend machen können. 

Münster, den 16. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Genehmigung und Wirksamkeit
der 23. Änderung des fortge-
schriebenen Flächennutzungs-
planes der Stadt Münster im
Stadtbezirk Ost im Stadtteil Mau-
ritz-Ost für den Bereich Hans-
Bredow-Weg / WDR-Grundstück

Die Bezirksregierung als höhere Verwal-
tungsbehörde hat zur 23. Änderung des
Flächennutzungsplanes nachfolgenden
Genehmigungsbescheid erteilt:

Gemäß § 6 des Baugesetzbuches geneh-
mige ich die vom Rat der Stadt Münster
am 21. 2. 2007 beschlossene Änderung
des fortgeschriebenen Flächennutzungs-
planes.

Münster, den 26. April 2007

Bezirksregierung Münster
Az.: 35.2.1-5101-02/07
I.A.

L.S.
Geißler
Oberregierungsbaurätin

Die vorstehende Genehmigung wird
gemäß § 6 (5) Baugesetzbuch hiermit
bekanntgemacht. Mit dem Tage dieser
Bekanntmachung wird die 23. Änderung
des Flächennutzungsplanes wirksam. 

Bei der Stadtverwaltung Münster, im
Kundenzentrum Planen - Bauen - Um-
welt im Erdgeschoss des Stadthauses 3,
Albersloher Weg 33, kann während der
Dienststunden 

• der Plan zur 23. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes, 

• die Begründung zur Flächennutzungs-
planänderung und 

• die zusammenfassende Erklärung über
die Art und Weise, wie die Umwelt-
belange und die Ergebnisse der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung in
dem Verfahren berücksichtigt wurden
und aus welchen Gründen der Plan
nach Abwägung mit den geprüften, in
Betracht kommenden anderweitigen
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, 

eingesehen werden.

Die Abgrenzung des Bereiches der 
23. Änderung ist aus dem abgedruckten
Übersichtsplan Nr. 2 zu ersehen.

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden
Bestimmungen des Baugesetzbuches
und der Gemeindeordnung NW wird hin-
gewiesen:

1. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:

„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis Nr. 3 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-
lichen Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei
Jahren seit der Bekanntmachung des
Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhaltes
geltend gemacht worden sind. Satz 1
gilt entsprechend, wenn Fehler nach
§ 214 Abs. 2a beachtlich sind.“ 

2. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 
Abs. 6 Satz 1:

“Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes
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kann gegen Satzungen, sonstige
ortsrechtliche Bestimmungen und
Flächennutzungspläne nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschriebe-
nes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige orts-
rechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.”

Münster, den 16. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Inkrafttreten der 3. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 262: 
St. Mauritz - Mondstraße /
Erikaweg
Die vom Rat der Stadt Münster am 21. 2.
2007 als Satzung beschlossene 3. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 262 wird
gemäß § 10 (3) Baugesetzbuch bekannt-
gemacht.

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung
tritt die 3. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 262 in Kraft. 

Bei der Stadtverwaltung Münster, im
Kundenzentrum Planen - Bauen - Um-
welt im Erdgeschoss des Stadthauses 3,
Albersloher Weg 33, kann während der
Dienststunden die Änderung des Bebau-
ungsplanes und die Begründung zur Än-
derung des Bebauungsplanes eingese-
hen werden.

Die Abgrenzung des Bereiches der 3. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 262 ist
aus dem abgedruckten Übersichtsplan
Nr. 3 zu ersehen.

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden
Bestimmungen des Baugesetzbuches
und der Gemeindeordnung NW wird hin-
gewiesen:

1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3 Satz 1
und 2 sowie Abs. 4:

“(3) Der Entschädigungsberechtigte

kann Entschädigung verlangen,
wenn die in den §§ 39 bis 42
bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch
herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt.

(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die in Ab-
satz 3 Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.”

2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:

„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis Nr. 3 beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-
lichen Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhaltes geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a beachtlich sind.“ 

3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 
Abs. 6 Satz 1:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes
kann gegen Satzungen, sonstige
ortsrechtliche Bestimmungen und
Flächennutzungspläne nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschriebe-
nes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige orts-
rechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.”

Münster, den 16. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Beschluss zur Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 504: Hiltrup - Am Hagen /
Brucknerstraße
Der Rat der Stadt Münster hat am 
10. 5. 2007 folgenden Beschluss gefasst:

Für den Bereich Am Hagen / Bruckner-
straße im Stadtteil Hiltrup ist gemäß § 2 (1)
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i. V. m. § 12 Baugesetzbuch (BauGB) ein
vorhabenbezogener Bebauungsplan im
Sinne des § 30 BauGB u. a. zur Festset-
zung von Art und Maß der baulichen
Nutzung, der überbaubaren Grund-
stücksflächen und der Verkehrsflächen
aufzustellen.

Innerhalb dieses Gebietes liegen die fol-
genden Grundstücke: 
Gemarkung Hiltrup, Flur 28, 
Flurstücke 2055-2057, 2444-2446

Die Abgrenzung des Bereiches des auf-
zustellenden vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 504 ist aus dem ab-
gedruckten Übersichtsplan Nr. 4 zu erse-
hen.

Der vorstehende Beschluss des Rates
der Stadt Münster wird hiermit öffentlich
bekanntgemacht.

Münster, den 16. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Offenlegung des Entwurfes des
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 504: Hiltrup - Am Hagen /
Brucknerstraße
Gemäß dem Baugesetzbuch wurde für
den oben bezeichneten Teil des Stadt-
gebietes Münster der Entwurf des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 504
nebst Begründung aufgestellt.

Innerhalb des Plangebietes liegen die 
folgenden Grundstücke:

Gemarkung Hiltrup, Flur 28, Flurstücke
2055 - 2057, 2444 - 2446

Der Bebauungsplan Nr. 504 überplant
teilweise den Bebauungsplan HI 1:
Hiltrup - Bodelschwinghstraße. Mit 
der Rechtskraft des Bebauungsplanes
Nr. 504 tritt der v.g. Bebauungsplan,
soweit er durch den neuen Bebauungs-
plan überlagert wird außer Kraft. 

Die Abgrenzung des Bereiches des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 504 ist aus dem abgedruckten 
Übersichtsplan Nr. 4 zu ersehen.

Gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch wird hier-
mit bekanntgegeben:

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 504 liegt vom 29. 5.
bis 29. 6. 2007 zur Einsichtnahme öffent-
lich aus. Die Offenlegung erfolgt während
der Dienststunden bei der Stadtverwal-
tung Münster, im Kundenzentrum Planen -
Bauen - Umwelt im Erdgeschoss des
Stadthauses 3, Albersloher Weg 33. 

Während dieser Auslegungsfrist können
zum Plan schriftlich Stellungnahmen vor-

gebracht oder beim Amt für Stadtent-
wicklung, Stadtplanung und Verkehrspla-
nung zur Niederschrift erklärt werden.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen können bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben.

Offengelegt werden 

• die Entwürfe des Planes und der
Begründung einschließlich Umwelt-
bericht zum Bebauungsplan; 

• die vorhandenen umweltbezogenen
Informationen zu den Schutzgütern
Pflanzen, Tiere, Biotope, Boden, Was-
ser, Klima/Luft, Landschaft, Kulturgüter
und sonstige Sachgüter;

• die wesentlichen vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher
Belange.

Neben der Offenlegung im Kundenzen-
trum des Stadthauses 3 kann der Ent-
wurf des Bebauungsplanes (nur Plan und
Begründungsentwurf) auch im Internet
unter www.muenster.de/stadt/
stadtplanung eingesehen werden.

Es wird auf den § 47 (2) Verwaltungsge-
richtsordnung hingewiesen. Hiernach ist
in einem späteren Normenkontrollver-
fahren der Antrag einer Person zu einem
Bebauungsplan unzulässig, wenn die den
Antrag stellende Person nur Einwendun-
gen geltend macht, die sie im Rahmen
der öffentlichen Auslegung nicht oder
verspätet gelten gemacht hat, aber hätte
geltend machen können. 

Münster, den 16. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
I. V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Inkrafttreten des Bebauungs-
planes Nr. 505: Roxeler Straße /
Schmeddingstraße
Der vom Rat der Stadt Münster am 10. 5.
2007 als Satzung beschlossene Bebau-
ungsplan Nr. 505 wird gemäß § 10 (3)
Baugesetzbuch bekanntgemacht.

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung
tritt der Bebauungsplan Nr. 505 in Kraft. 

Mit der Rechtskraft des neuen Bebau-
ungsplanes Nr. 505 tritt der Bebauungs-
planes Nr. 422: Schmeddingstraße /
Soetenkamp, soweit er von dem neuen
Plan überlagert wird, teilweise außer
Kraft.

Bei der Stadtverwaltung Münster, im
Kundenzentrum Planen - Bauen - Um-
welt im Erdgeschoss des Stadthauses 3,

Albersloher Weg 33, kann während der
Dienststunden

• der Bebauungsplan,

• die Begründung zum Bebauungsplan
und 

• die zusammenfassende Erklärung 
über die Art und Weise, wie die Um-
weltbelange und die Ergebnisse der
Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung in dem Verfahren berücksichtigt
wurden und aus welchen Gründen der
Plan nach Abwägung mit den geprüf-
ten, in Betracht kommenden anderwei-
tigen Planungsmöglichkeiten gewählt
wurde,

eingesehen werden.

Die Abgrenzung des Bereiches des Be-
bauungsplanes Nr. 505 ist aus dem ab-
gedruckten Übersichtsplan Nr. 5 zu er-
sehen.

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden
Bestimmungen des Baugesetzbuches
und der Gemeindeordnung NW wird hin-
gewiesen:

1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3 Satz 1
und 2 sowie Abs. 4:

“(3) Der Entschädigungsberechtigte
kann Entschädigung verlangen,
wenn die in den §§ 39 bis 42 be-
zeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch
herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt.

(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von

56 Amtsblatt Nr. 7 vom 18. 5. 2007

Übersichtsplan Nr. 5    M. 1 : 15.000
Abgrenzung des Bebauungsplanes 
Nr. 505



drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die in Ab-
satz 3 Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.”

2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:

„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis Nr. 3 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-
lichen Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhaltes geltend
gemacht worden. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs.
2a beachtlich sind.“ 

3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 Abs.
6 Satz 1:

“Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes
kann gegen Satzungen, sonstige
ortsrechtliche Bestimmungen und
Flächennutzungspläne nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschriebe-
nes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige orts-
rechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.”

Münster, den 16. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Beschluss zur Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 512: Kardinal-von-
Galen-Ring / Robert-Koch-Straße /
Pottkamp
Der Rat der Stadt Münster hat am 10. 5.
2007 folgenden Beschluss gefasst:

Für den Bereich zwischen Kardinal-von-
Galen-Ring / Robert-Koch-Straße /
Pottkamp ist gemäß § 2 (1) i. V. m. § 12
Baugesetzbuch (BauGB) ein vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan im Sinne des 
§ 30 BauGB u. a. zur Festsetzung von
Art und Maß der baulichen Nutzung, der
überbaubaren Grundstücksflächen und
der Verkehrsflächen aufzustellen. 

Innerhalb dieses Gebietes liegen die fol-
genden Grundstücke:

Gemarkung Münster, 
Flur 19, Flurstück 237, 
Teil des Flurstücks 205,

Flur 37, Teil des Flurstücks 582.

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes wird im beschleunig-
ten Verfahren nach den Regelungen des
§ 13a BauGB durchgeführt. Von der Um-
weltprüfung nach § 2 (4) BauGB, dem
Umweltbericht nach § 2a BauGB, der
Angabe nach § 3 (2) Satz 2 BauGB und
der zusammenfassenden Erklärung gem.
§ 10 (4) BauGB wird abgesehen; § 4c
BauGB ist nicht anzuwenden.

Die entgegenstehenden Darstellungen im
wirksamen Flächennutzungsplan der
Stadt Münster werden gemäß § 13a (2)
BauGB nach der Rechtskraft des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes im
Wege der Berichtigung angepasst.

Die Abgrenzung des Bereiches des auf-
zustellenden Bebauungsplanes Nr. 512
ist aus dem abgedruckten Übersichts-
plan Nr. 6 zu ersehen.

Der vorstehende Beschluss des Rates
der Stadt Münster wird hiermit öffentlich
bekanntgemacht.

Münster, den 16. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Offenlegung des Entwurfes des
vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 512: Kardinal-von-
Galen-Ring / Robert-Koch-Straße /
Pottkamp 

Gemäß dem Baugesetzbuch wurde für
den oben bezeichneten Teil des Stadt-
gebietes Münster der Entwurf des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 512
nebst Begründung im beschleunigten
Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) aufgestellt. 

Innerhalb des Plangebietes liegen die fol-
genden Grundstücke:

Gemarkung Münster, 

Flur 19, Flurstück 237, 
Teil des Flurstücks 205,

Flur 37, Teil des Flurstücks 582.

Hiermit wird bekannt gemacht, dass 

• die Voraussetzungen zur Zulässigkeit
des beschleunigten Verfahrens gemäß
§ 13a (1) Nr. 1 BauGB erfüllt sind. 

• eine Umweltprüfung nach 2 (4) BauGB
im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a (3) Nr. 1 Baugesetzbuch nicht
durchgeführt wird.

Mit der Rechtskraft des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 512 soll der
Bebauungsplan Nr. 147: II. Westtangente
soweit er von dem neuen Plan überlagert
wird, teilweise außer Kraft treten.

Die Abgrenzung des Bereiches des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
512 ist aus dem abgedruckten Über-
sichtsplan Nr. 6 zu ersehen.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
§ 13a (3) Nr. 2 Baugesetzbuch erfolgt in
der Zeit vom 29. 5. bis 29. 6. 2007 wäh-
rend der Dienststunden bei der Stadtver-
waltung Münster, im Kundenzentrum Pla-
nen - Bauen - Umwelt im Erdgeschoss
des Stadthauses 3, Albersloher Weg 33.

Offengelegt werden im beschleunigten
Verfahren gemäß § 13a Baugesetzbuch
die Entwürfe des Planes und der Begrün-
dung.
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Während dieser Auslegungsfrist können
zum Plan schriftlich Stellungnahmen vor-
gebracht oder beim Stadtplanungsamt
zur Niederschrift erklärt werden. Nicht
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen
können bei der Beschlussfassung über
den Bebauungsplan unberücksichtigt
bleiben.

Neben der Offenlegung im Kundenzen-
trum Planen - Bauen - Umwelt kann der
vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr.
512 zur zusätzlichen Information der Bür-
gerinnen und Bürger auch im Internet un-
ter www.muenster.de/stadt/stadtplanung
eingesehen werden.

Es wird auf den § 47 (2) Verwaltungsge-
richtsordnung hingewiesen. Hiernach ist
in einem späteren Normenkontrollverfah-
ren der Antrag einer Person zu einem
Bebauungsplan unzulässig, wenn die den
Antrag stellende Person nur Einwendun-
gen geltend macht, die sie im Rahmen
der öffentlichen Auslegung nicht oder
verspätet gelten gemacht hat, aber hätte
geltend machen können. 

Münster, den 16. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
I.V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Inkrafttreten des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 491:
Stubengasse / Loerstraße
Der vom Rat der Stadt Münster am 
10. 5. 2007 als Satzung beschlossene
vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Nr. 491 wird gemäß § 10 (3) Baugesetz-
buch bekanntgemacht.

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung
tritt der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan Nr. 491 in Kraft. 

Mit der Rechtskraft des neuen Bebau-
ungsplanes Nr. 491 tritt der Bebauungs-
planes Nr. 425: Stubengasse / Loerstraße
außer Kraft.

Bei der Stadtverwaltung Münster, im
Kundenzentrum Planen - Bauen - Um-
welt im Erdgeschoss des Stadthauses 3,
Albersloher Weg 33, kann während der
Dienststunden

• der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan,

• die Begründung zum Bebauungsplan
und

• die zusammenfassende Erklärung über
die Art und Weise, wie die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung in
dem Verfahren berücksichtigt wurden

und aus welchen Gründen der Plan
nach Abwägung mit den geprüften, in
Betracht kommenden anderweitigen
Planungsmöglichkeiten gewählt wurde,

eingesehen werden.

Die Abgrenzung des Bereiches des vor-
habenbezogene Bebauungsplanes 
Nr. 491 ist aus dem abgedruckten Über-
sichtsplan Nr. 7 zu ersehen.

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden
Bestimmungen des Baugesetzbuches
und der Gemeindeordnung NW wird hin-
gewiesen:

1. Baugesetzbuch § 44 Abs. 3 Satz 1
und 2 sowie Abs. 4:

“(3) Der Entschädigungsberechtigte
kann Entschädigung verlangen,
wenn die in den §§ 39 bis 42
bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch
herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungs-
pflichtigen beantragt.

(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die in Ab-
satz 3 Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten
sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.”

2. Baugesetzbuch § 215 Abs. 1:

„Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis Nr. 3 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-

zung der Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplanes
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-
lichen Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhaltes geltend
gemacht worden. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a beachtlich sind.“ 

3. Gemeindeordnung NW 1994 § 7 
Abs. 6 Satz 1:

“Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes
kann gegen Satzungen, sonstige
ortsrechtliche Bestimmungen und
Flächennutzungspläne nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschriebe-
nes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige orts-
rechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich be-
kanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.”

Münster, den 16. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Einziehung einer öffentlichen
Straßenfläche
Die Stadt Münster beabsichtigt, einer
Teilfläche der Hammer Straße vor dem
Grundstück mit den Hausnummern 232
und 234 die Eigenschaft von öffentlichen
Straßen zu entziehen.

Die Fläche soll etwa 2 m breit und 42 m
lang sein und zukünftig als reservierter
Parkstreifen für die Dienstfahrzeuge der
Polizei (Streifenwagen) dienen. Die Flä-
che ist in dem Übersichtsplan Nr. 8 dar-
gestellt.
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Die Absicht der Einziehung wird hiermit
gemäß § 7 StrWG NW bekannt gegeben.
Planunterlagen mit der Darstellung der
einzuziehenden Straßenfläche liegen bei
der Stadtverwaltung Münster aus. Sie
können innerhalb von drei Monaten vom
Tage dieser Bekanntmachung an im
Vermessungs- und Katasteramt, Stadt-
haus 3, Albersloher Weg 33, Raum E307,
während der Dienststunden eingesehen
werden. Einwendungen gegen die Ein-
ziehung können schriftlich erhoben oder
zur Niederschrift erklärt werden.

Münster, den 2. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
I.V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Offenlegung der Pläne für die Ver-
dichtung der Straßenbeleuchtung
im Verspoel
Die Stadtwerke Münster GmbH beab-
sichtigt, die Straßenbeleuchtung im

Verspoel - von der Ludgeristraße bis zur
Klosterstraße - zu erneuern und zu ver-
dichten. Mit den Leuchtenabständen der
bisher vorhandenen beiden Seil-Leuch-
ten ist keine ausreichende und gleichmä-
ßige Ausleuchtung der Straße gewähr-
leistet. Durch die Aufstellung von fünf
neuen Leuchten soll eine Beleuchtungs-
verbesserung erreicht werden. 

Die Baumaßnahme bezieht sich auf den
Straßenabschnitt, der im Übersichtsplan
Nr. 9 dargestellt ist. Der Übersichtsplan
ist Bestandteil dieser Bekanntmachung. 

Entsprechend der „Satzung über die
Erhebung von Beiträgen nach § 8 Kom-
munalabgabengesetz für Straßenbau-
maßnahmen der Stadt Münster” haben
die Anlieger 75 % der Kosten der Bau-
maßnahmen zu tragen. Die Verteilung der
Kosten erstreckt sich auf die Anlieger in
dem grau dargestellten Abrechnungs-
gebiet nach dem Verteilungsmaßstab
dieser Satzung.

Die Straße Verspoel wird als Hauptge-
schäftsstraße eingestuft. Diese Einstu-
fung der Straßenart richtet sich nach § 3

Abs. 3 Buchstabe d der „Satzung über
die Erhebung von Beiträgen nach § 8
Kommunalabgabengesetz für Straßen-
baumaßnahmen der Stadt Münster” vom
15. 12. 1978 in der zur Zeit geltenden
Fassung. 

Der Ausbauplan und der Plan mit der
Darstellung des Abrechnungsgebietes
liegen in der Zeit vom 21. Mai 2007 bis
zum 21. Juni 2007 während der Dienst-
stunden bei der Stadtverwaltung Müns-
ter, Kundenzentrum Planen - Bauen -
Umwelt, Stadthaus 3, Albersloher Weg
33, öffentlich aus.

Während der Offenlegung können zu den
geplanten Maßnahmen Anregungen
schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden.

Münster, den 2. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
I.V.

Schultheiß
Stadtdirektor

Haushaltssatzung der Stadt
Münster für das Haushaltsjahr
2007

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. 7. 1994 (GV. NRW. S.
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom
3. 5. 2005 (GV. NRW. S. 498), hat der Rat
der Stadt Münster mit Beschluss vom
28. 3. 2007 folgende Haushaltssatzung
erlassen:

§ 1

(1) Der Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2007 wird in einen kameralen Teil
(Verwaltungshaushalt und Vermögens-
haushalt) und in einen doppischen Teil
(Ergebnis- und Finanzplan) gegliedert.

(2) Der kamerale Teil des Haushaltspla-
nes für das Haushaltsjahr 2007, der die
für die Erfüllung der Aufgaben der Ge-
meinde voraussichtlich eingehenden Ein-
nahmen, zu leistenden Ausgaben und
notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 

im Verwaltungshaushalt
in der Einnahme auf 648.410.520 €
in der Ausgabe auf 648.410.520 €

im Vermögenshaushalt
in der Einnahme auf 142.419.240 €
in der Ausgabe auf 142.419.240 €

festgesetzt.

(3) Der doppische Teil des Haushaltspla-
nes, der die für die Erfüllung der Aufga-
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ben der Gemeinde voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und Aufwendungen sowie
die eingehenden Einzahlungen und die
zu leistenden Auszahlungen und notwen-
digen Verpflichtungsermächtigungen für
das Haushaltsjahr 2007 enthält, wird
festgesetzt

im Gesamtergebnisplan mit
dem Gesamtbetrag 
der Erträge von 39.674.770 €
dem Gesamtbetrag 
der Aufwendungen von 178.359.351 €

im Gesamtfinanzplan mit
den Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit von 40.982.340 €
den Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit von 158.627.002 €
den Einzahlungen aus
Investitionstätigkeit von 20.342.220 €
den Auszahlungen aus
Investitionstätigkeit von 27.131.225 €
den Einzahlungen aus
Finanzierungstätigkeit von 0 €
den Auszahlungen aus
Finanzierungstätigkeit von 0 €.

Die Einnahmen und Ausgaben des dop-
pischen Teils des Haushaltsplanes sind
in den ausgewiesenen Summen des § 1
Abs. 2 dieser Haushaltssatzung enthal-
ten.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren
Aufnahme im Haushaltsjahr 2007 zur
Finanzierung von Ausgaben im Vermö-
genshaushalt für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen und im
doppischen Finanzplan für Investitions-
auszahlungen erforderlich ist, wird auf

52.375.860 € (ohne Umschuldungen)

festgesetzt.

Die Verwaltung wird ermächtigt, im Rah-
men der Kreditfinanzierung im laufenden
Haushaltsjahr ergänzende Verträge zur
Optimierung der Zinsstruktur und zur
Begrenzung von Zinsänderungsrisiken
abzuschließen (z.B. Derivate). Dabei wird
das Vertragsvolumen im Bereich der
Fremdwährung (Schweizer Franken) auf
15 % und der variablen Abschlüsse -
insoweit sie nicht abgesichert sind - auf
30 % des Schuldenstandes zum Jahres-
ende begrenzt. 

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen im kameralen Teil des
Haushaltsplanes, der zur Leistung von
Investitionsausgaben und Ausgaben für
Investitionsförderungsmaßnahmen in
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf

25.667.000 €

festgesetzt.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen im doppischen Teil

des Haushaltsplanes, der zur Leistung
von Investitionsauszahlungen in künfti-
gen Jahren erforderlich ist, wird auf 

10.562.000 €

festgesetzt. 

§ 4

Der Höchstbetrag der Kassenkredite,
die im Haushaltsjahr zur rechtzeitigen
Leistung von Ausgaben bzw. Auszah-
lungen in Anspruch genommen werden
dürfen, wird auf

125.000.000 €

festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze für die Gemeinde-
steuern für das Haushaltsjahr 2007
werden für die 

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebe
(Grundsteuer A) auf 210 v. H.

1.2 für die Grundstücke
(Grundsteuer B) auf 420 v. H.

2. Gewerbesteuer 
nach Gewerbeertrag auf 440 v. H.

festgesetzt.

§ 6

(1) Die im Stellenplan ausgewiesenen
Stellenvermerke “künftig wegfallend” (kw)
oder “künftig umzuwandeln” (ku) haben
nachstehende Rechtsfolgen:

1. kw-Vermerk

1.1 Ist ein an einer Planstelle ange-
brachter kw-Vermerk mit einem
Termin versehen, entfällt die Stelle
zu dem angegebenen Zeitpunkt.

1.2 Ist ein Termin nicht angegeben,
entfällt die Stelle mit der Erledi-
gung der Aufgabe oder mit dem
Ausscheiden des Stelleninhabers.

2. ku-Vermerk

2.1 Ist eine Planstelle mit einem ku-
Vermerk unter Angabe des künfti-
gen Stellenwertes versehen, än-
dert sich die Bewertung mit dem
Zeitpunkt des Freiwerdens der
Stelle auf diesen Stellenwert.

2.2 Fehlt bei einer mit einem ku-Ver-
merk versehenen Stelle die An-
gabe des künftigen Stellenwertes,
ist der Stellenwert nach Freiwer-
den der Stelle neu festzusetzen.

(2) Ist im Stellenplan bei einer Besol-
dungsgruppe ein ku-Vermerk gem. § 5
Abs. 1 der Verordnung zur Festsetzung
besonderer Stellenobergrenzen im kom-
munalen Bereich (Stellenobergrenzenver-

ordnung - StOV-Gem. -) vom 10. 5. 2005
angebracht, ist jede dritte freiwerdende
Stelle dieser Besoldungsgruppe in eine
Stelle der nächstniedrigeren Besoldungs-
gruppe oder in eine Stelle für tariflich Be-
schäftigte umzuwandeln.

§ 7

Über die Aufhebung der im Haushalts-
plan angebrachten Sperrvermerke ent-
scheidet der Ausschuss für Finanzen,
Beteiligungen und Liegenschaften nach
Vorberatung in den betroffenen Bezirks-
vertretungen und in den Fachausschüs-
sen soweit der Rat dieses Recht nicht
auf diese delegiert hat. 

§ 8

(1) Deckungsfähigkeit für den 
kameralen Haushaltsteil 

Im Verwaltungshaushalt werden die
veranschlagten Ausgabe-Haushalts-
stellen innerhalb eines Amtsbudgets
(Bedarfsamt)

- soweit sie nicht ausdrücklich ausge-
nommen sind

- mit Ausnahme der Haushaltsstellen,
die mit einem unechten Deckungsver-
merk versehen sind (Zweckbindung
durch Einnahmen)

- mit Ausnahme der in Buchungsplä-
nen zentral bewirtschafteten
Haushaltsstellen, die in sich eigene
Deckungsringe bilden:
- Personalausgaben
- Versicherungsbeiträge

für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

Darüber hinaus werden alle in Buchungs-
plänen zusammengefassten Ausgaben
für den jeweiligen Aufgabenbereich hori-
zontal (d.h. innerhalb der Unterabschnitte
der Ämter) für gegenseitig deckungsfähig
erklärt.

Ferner bilden die durch die Haushalts-
planvermerke 90 - 98 gekennzeichneten
Ansätze für einzelne Aufgabenbereiche
Deckungsringe. Die Ansätze innerhalb
eines Deckungsringes werden für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt.

Im Vermögenshaushalt werden alle ver-
anschlagten Ausgabe-Haushaltsstellen
innerhalb eines Bedarfsamtes, soweit sie
nicht ausdrücklich ausgenommen sind,
für gegenseitig deckungsfähig erklärt.

(2) Übertragbarkeit für den kameralen
Haushaltsteil

Im Verwaltungshaushalt sind nur die
veranschlagten Ausgabeansätze, die
einen entsprechenden Übertragbarkeits-
vermerk tragen, in das nächste Haus-
haltsjahr übertragbar, sofern der Haus-
haltsausgleich nicht gefährdet ist.

a) Übertragbarkeitsvermerk 
(Schlüssel 2)
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Die nicht verbrauchten Haushaltsan-
sätze können durch Entscheidung der
Stadtkämmerin übertragen werden.

b) Übertragbarkeitsvermerk 
(Schlüssel 5)

Von diesen im Bereich der sächlichen
Verwaltungs- und Betriebsausgaben
nicht verbrauchten Haushaltsansät-
zen können durch Entscheidung der
Stadtkämmerin Mittel übertragen
werden. 

(3) Flexible Haushaltsführung für den
doppischen Haushaltsteil

3.1 Alle Personalaufwendungen werden
zu einem Budget verbunden. Alle
Personalauszahlungen werden für
deckungsberechtigt gegenüber allen
zahlungswirksamen Personalaufwen-
dungen erklärt.

3.2 Alle weiteren Aufwendungen und die
Erträge werden jeweils innerhalb einer
Produktgruppe zu Budgets verbun-
den. Sofern einem Amt mehrere Pro-
duktgruppen zugeordnet sind, kön-
nen die in Satz 1 genannten Aufwen-
dungen dieser Produktgruppen zu
einem Budget zusammengefasst wer-
den. Ausgenommen sind Aufwendun-
gen, denen zweckgebundene Erträge
gegenüberstehen.

3.3 Mehrerträge berechtigen innerhalb
der einzelnen Produktgruppen zu
Mehraufwendungen.

3.4 Alle investiven Ein - und Auszahlun-
gen werden jeweils innerhalb einer
Produktgruppe zu Budgets verbun-
den. Sofern einem Amt mehrere Pro-
duktgruppen zugeordnet sind, kön-
nen die in Satz 1 genannten Auszah-
lungen dieser Produktgruppen zu
einem Budget zusammengefasst wer-
den. Ausgenommen sind Auszahlun-
gen, denen zweckgebundene Einzah-
lungen gegenüberstehen.

3.5 Investive Mehreinzahlungen berechti-
gen innerhalb der einzelnen Produkt-
gruppen zu investiven Mehrauszah-
lungen. 

3.6 Die Bewirtschaftung der Budgets darf
nicht zu einer Verschlechterung des
Zahlungsmittelsaldos aus laufender
Verwaltungstätigkeit führen. 

3.7 Alle Verpflichtungsermächtigungen
können innerhalb einer Produktgrup-
pe zu Verpflichtungsbudgets verbun-
den werden. Sofern einem Amt meh-
rere Produktgruppen zugeordnet sind,
können die in Satz 1 genannten Ver-
pflichtungsermächtigungen zu einem
Verpflichtungsbudget zusammenge-
fasst werden.

3.8 Spezifische Regelungen zur Umset-
zung der flexiblen Haushaltsführung

werden durch die Stadtkämmerin
festgesetzt.

(4) Übertragbarkeit für den doppi-
schen Haushaltsteil

Ermächtigungen für Aufwendungen und
Auszahlungen können durch Entschei-
dung der Stadtkämmerin übertragen
werden.

§ 9

Werden Zweckzuweisungen von Bund,
Land oder anderen Gebietskörperschaf-
ten gegenüber den in den Haushaltsplan
bzw. in den Finanzplan und in das Inves-
titionsprogramm der Stadt Münster ein-
gestellten Ansätzen verringert bzw. ge-
strichen, so reduziert sich in gleichem
Umfang die für den Zuwendungszweck
bestehende Ausgabeermächtigung. Aus-
nahmen bedürfen eines Ratsbeschlus-
ses.

Bekanntmachung der Haushalts-
satzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2007 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Nach § 79
Abs. 5 GO NW darf die Haushaltssat-
zung frühestens einen Monat nach der
Anzeige bei der Aufsichtsbehörde be-
kannt gemacht werden. Die vom Rat
beschlossene Haushaltssatzung mit ihren
Anlagen wurde der Bezirksregierung mit
Schreiben vom 5. 4. 2007 angezeigt. 

Der Haushaltsplan und seine Anlagen lie-
gen zur Einsichtnahme in der Zeit vom
21. 5. 2007 bis einschl. 30. 5. 2007 beim
Amt für Finanzen und Beteiligungen, Kle-
mensstraße 10, Zimmer 350 - 351 und
362 - 367 während der Dienststunden
öffentlich aus.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6
Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen wird hingewie-
sen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündigung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Bürgermeister hat den
Ratsbeschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.“

Münster, den 7. Mai 2007

Dr. Tillmann
Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Ver-
waltungsgebührensatzung der
Stadt Münster

vom 19. 12. 1997 (Amtsblatt der Stadt
Münster 1997 S. 156) in der Fassung der
1. Änderungssatzung vom 18. 12. 1998
(Amtsblatt der Stadt Münster 1998 S.
163) und der 2. Änderungssatzung vom
21. 9. 2001 (Amtsblatt der Stadt Münster
2001 S. 122) und der 3. Änderungssat-
zung vom 18. 7. 2003 (Amtsblatt der
Stadt Münster 2003 S. 87)

Änderungen aufgrund §§ 7 und 41 Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Art.
1 (Erster Teil) des Gesetzes vom 3. 5.
2005 (GV. NRW. S. 498) sowie § 2 Ge-
bührengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (GebG NRW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23. 8. 1999
(GV. NRW. S. 524), zuletzt geändert
durch Art. 5 Nr. 5 des Hochschulfreiheits-
gesetzes vom 31. 10. 2006 (GV. NRW. 
S. 474) in Verbindung mit § 1 Allgemeine
Verwaltungsgebührenordnung (AVerw
GebO NRW) in der Fassung vom 3. 7.
2001 (GV. NRW. S. 262), zuletzt geändert
durch die 8. VO vom 13. 2. 2007 (GV.
NRW. S. 93) sowie Ziffer 29 der Anlage
der Allgemeinen Verwaltungsgebühren-
ordnung (Tarifstelle 29.1.1 und 29.1.2
Allgemeiner Gebührentarif)

Artikel 1

Änderung der Anlage zur Verwaltungs-
gebührensatzung der Stadt Münster

In der Anlage zu § 1 Abs. 1 Verwaltungs-
gebührensatzung der Stadt Münster wer-
den folgende Ziffern als Verwaltungsge-
bührentarif angefügt:

10. Wohnungswesen und
Städtebauförderung

10.1 Erteilung von Förderzusagen 
bei Eigentumsmaßnahmen 
(Neubau, Ersterwerb und Erwerb
von vorhandenem Wohnraum) 
einschließlich Rohbauabnahme 
und Bezugsfertigkeitsbescheini-
gung 500,00
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Artikel 2

Inkrafttreten

Die 4. Änderungssatzung tritt am 
1. 6. 2007 in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese Be-
stimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 14. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
Dr. Tillmann

Satzung zur Änderung der
Satzung für das Jugendamt der
Stadt Münster
vom 14. 5. 2007

Aufgrund der §§ 7 Abs. 3, 41 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW
1994 S. 666), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. 5. 2005 (GV NRW 2005 S.
498), hat der Rat der Stadt Münster in
seiner Sitzung am 10. 5. 2007 die folgen-
de Satzung beschlossen:

Artikel 1

§ 4 Absatz 3 Buchstabe j wird wie folgt
geändert:

j) ein vom Jugendrat der Stadt Münster
aus seiner Mitte bestimmtes ständi-
ges Mitglied.

Artikel 2

Diese Satzung zur Änderung der Satzung
für das Jugendamt der Stadt Münster
tritt am Tage nach der Bekanntmachung
in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese
Bestimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 14. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
Dr. Tillmann

Satzung zur Aufhebung der Sat-
zung der Stadt Münster über die
Erhebung von Gebühren für Amts-
handlungen nach dem Fleisch-
und Geflügelfleischhygienegesetz
vom 14. 5. 2007
Aufgrund der §§ 7, 41 Abs. 1 Buchstabe f
der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. 7. 1994 (GV
NW S. 666) in der jeweils geltenden Fas-
sung hat der Rat der Stadt Münster am
10. 5. 2007 folgende Satzung beschlos-
sen:

Artikel 1

Die Satzung der Stadt Münster über die
Erhebung von Gebühren für Amtshand-
lungen nach dem Fleisch- und Geflügel-
fleischhygienegesetz vom 13. 12. 2002 in
der Fassung der Änderungssatzung vom
17. 3. 2005 wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am Tage nach der
Veröffentlichung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz
1 GO NW wird hingewiesen. Diese
Bestimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungs-
pläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächen-
nutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt.

Münster, den 14. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
Dr. Tillmann

Planfeststellung für den Ausbau
der B 51, 3. Bauabschnitt und für
den Ausbau der L 793 (Wolbecker
Straße) und für den Neubau der 
B 481 n, Deckblatt I zur Planfest-
stellung für den Ausbau der B 51,
3. Bauabschnitt, von Bau-km
5+100 (Lütkenbecker Weg) bis
Bau-km 7+300 (Warendorfer Stra-
ße) und für den Ausbau der L 793
(Wolbecker Straße) von Bau-km
0+000 bis Bau-km 0+552 zwischen
Verfürthweg und Laerer Landweg
und für den Neubau der B 481 n
von km 7+700 (Ende 3. Bauab-
schnitt der B 51, Warendorfer
Straße) bis Bau-km 8+420 mit 
folgenden Planänderungen 
im Bereich der B 51

• Umbau der Anschlussstelle B 51/
L 793 (Wolbecker Straße) - Herstel-
lung sog. „holländischer Rampen“
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• Erweiterung von Lärmschutzmaß-
nahmen in Form von Wänden und
Wällen

• Maßnahmen des aktiven Lärmschut-
zes - offenporige Asphaltdeckschicht
(OPA) -

im Bereich der B 481 n

• der Überarbeitung der lärmtechni-
schen Berechnung infolge der Ver-
kehrsgutachtenaktualisierung im
Bereich des Knotenpunktes B 51/
B 481 n/Warendorfer Straße

und

der hiermit im Zusammenhang stehen-
den übrigen Änderungsmaßnahmen am
bestehenden Straßen-, Wege- und Ge-
wässernetz und Anlagen Dritter sowie
von weiteren Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege auf
verschiedenen Flurstücken in der Stadt
Münster in der Gemarkung Münster, Flur
133, 137, 138, 150, 151 und 158, sowie
der Überarbeitung der lärmtechnischen
Unterlagen.

Der Landesbetrieb Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen hat für das o.a. Bauvor-
haben die Durchführung des Planfest-
stellungsverfahrens beantragt. Für das
Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung gem. § 3 a des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG). Der Plan (Zeichnungen und
Erläuterungen) liegt in der Zeit vom 
21. Mai 2007 bis zum 20. Juni 2007 im
Kundenzentrum Planen - Bauen - Um-
welt, Stadthaus 3, Albersloher Weg 33,
48155 Münster, während der Dienststun-
den (Mo - Mi von 8 Uhr bis 16 Uhr, Do
von 8 Uhr bis 18 Uhr und Fr von 8 Uhr
bis 13 Uhr) sowie in der Bezirksverwal-
tung Ost, Vennemannstraße 5, 48157
Münster, während der Dienststunden (Mo -
Mi von 8 Uhr bis 12 Uhr sowie Di und Do
von 14 Uhr bis 18 Uhr) zur allgemeinen
Einsichtnahme aus.

1. Jeder kann bis spätestens vier Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungs-
frist, das ist bis zum 18. Juli 2007, 
bei der Bezirksregierung Münster -
Dezernat 65 - oder bei der Stadt
Münster  Einwendungen gegen den
Plan schriftlich oder zur Niederschrift
erheben. Die Einwendung muss den
geltend gemachten Belang und das
Maß seiner Beeinträchtigung erken-
nen lassen.

Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist
sind Einwendungen ausgeschlossen
(§ 17 a Nr. 7 Satz 1 Bundesfernstra-
ßengesetz). Einwendungen und Stel-
lungnahmen der Vereinigungen sind
nach Ablauf dieser Frist ebenfalls
ausgeschlossen (§ 17 a Nr. 7 Satz 2
FStrG).

Bei Einwendungen, die von mehr als
50 Personen auf Unterschriftslisten
unterzeichnet oder in Form vervielfäl-
tigter gleichlautender Texte einge-
reicht werden (gleichförmige Einga-
ben), ist auf jeder mit einer Unter-
schrift versehenen Seite ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und An-
schrift als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner zu bezeichnen. Anderenfalls
können diese Einwendungen unbe-
rücksichtigt bleiben.

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung
dient auch der Benachrichtigung der
nach landesrechtlichen Vorschriften
im Rahmen des § 60 des Bundesna-
turschutzgesetzes anerkannten Ver-
eine sowie der sonstigen Vereinigun-
gen, soweit sich diese für den Um-
weltschutz einsetzen und nach in
anderen gesetzlichen Vorschriften zur
Einlegung von Rechtsbehelfen in
Umweltangelegenheiten vorgesehe-
nen Verfahren anerkannt sind, (Ver-
einigungen) von der Auslegung des
Plans.

3. Die Anhörungsbehörde kann auf eine
Erörterung der rechtzeitig erhobenen
Stellungnahmen und Einwendungen
verzichten (§ 17 a Nr. 5 FStrG). 

Findet ein Erörterungstermin statt,
wird er ortsüblich bekannt gemacht
werden. Ferner werden diejenigen,
die rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen
Einwendungen der Vertreter von dem
Termin gesondert benachrichtigt (§ 17
VwVfG).

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen
vorzunehmen, so können sie durch
öffentliche Bekanntmachung ersetzt
werden.

Die Vertretung durch einen Bevoll-
mächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche
Vollmacht nachzuweisen, die zu den
Akten der Anhörungsbehörde zu
geben ist.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in
dem Erörterungstermin kann auch
ohne ihn verhandelt werden. Das
Anhörungsverfahren ist mit Abschluss
des Erörterungstermins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffent-
lich.

4. Durch Einsichtnahme in die Plan-
unterlagen, Erhebung von Einwen-
dungen und Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder
Vertreterbestellung entstehende
Kosten werden nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit
über sie nicht in der Planfeststellung

dem Grunde nach zu entscheiden ist,
werden nicht in dem Erörterungster-
min, sondern in einem gesonderten
Entschädigungsverfahren behandelt.

6. Über die Einwendungen und Stellung-
nahmen wird nach Abschluss des
Anhörungsverfahrens durch die Plan-
feststellungsbehörde entschieden.
Die Zustellung der Entscheidung
(Planfeststellungsbeschluss) an die
Einwender und diejenigen, die eine
Stellungnahme abgegeben haben,
kann durch öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden, wenn mehr als
50 Zustellungen vorzunehmen sind.

7. Vom Beginn der Auslegung des Pla-
nes treten die Anbaubeschränkungen
nach § 9 Bundesfernstraßengesetz
und die Veränderungssperre nach § 9 a
Bundesfernstraßengesetz in Kraft.
Darüber hinaus steht ab diesem Zeit-
punkt dem Träger der Straßenbaulast
ein Vorkaufsrecht an den vom Plan
betroffenen Flächen zu (§ 9 a Abs. 6
Bundesfernstraßengesetz). 

8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist,
wird darauf hingewiesen,

- dass die für das Verfahren zuständi-
ge Behörde die Bezirksregierung
Münster und die für die Entschei-
dung über die Zulässigkeit des
Vorhabens zuständige Behörde das
Ministerium für Bauen und Verkehr
des Landes NRW ist,

- dass über die Zulässigkeit des
Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird, 

- dass die ausgelegten Planunter-
lagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG
notwendigen Angaben enthalten
und 

- dass die Anhörung zu den ausge-
legten Planunterlagen auch die
Einbeziehung der Öffentlichkeit zu
den Umweltauswirkungen des
Vorhabens gem. § 9 Abs. 1 UVPG
ist. 

Münster, den 16. Mai 2007

Der Oberbürgermeister
I.V.

Schultheiß
Stadtdirektor
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